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Stellungnahme des Bundesrates 

1. Der Bundesrat stellt fest, daß die Bundesregierung 
mit dem Finanzplan 1989 bis 1993 am bisherigen 
Kurs der Haushaltskonsolidierung festhält. Die 
Haushalts- und Steuerpolitik der vergangenen 
sechs Jahre hat wesentlich zu dem seit Jahren an-
haltenden wirtschaftlichen Aufschwung beigetra-
gen. Vor allem die Steuerreform 1990 wird weitere 
positive Beiträge leisten. 

2. Eine zurückhaltende Ausgabenplanung ist eine 
wesentliche Voraussetzung zur Konsolidierung der 
Staatsfinanzen. Sie dient zugleich der finanziellen 
Absicherung der gesamtwirtschaftlich notwendi-
gen Entlastungen bei der Unternehmensbesteue-
rung. 

3. Bei knappen Zuwachsraten der Ausgaben insge-
samt sind vorrangig die zukunftssichernden Berei-
che angemessen auszustatten. Dazu gehören ne-
ben den Investitionen auch die Ausgaben für die 
Forschung und Entwicklung; diese Bereiche bilden 
den Schwerpunkt der gemeinsamen Finanzierun-
gen von Bund und Ländern. 

Aber auch im Gesamtinteresse liegende notwendige 
Anpassungsmaßnahmen, z. B. im Umweltschutz und 

in der Landwirtschaft, müssen — notfalls durch Um-
schichtungen — ausreichend dotiert werden. 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß nach den Anmel-
dungen der Länder zum 19. Rahmenplan für den 
Hochschulbau die im Finanzplan angesetzten Bun-
desmittel bei weitem nicht ausreichen, um die ausga-
benbegleitende Mitfinanzierung des Bundes sicher-
zustellen. 

Mehrbedarf sieht der Bundesrat auch im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus. Er erkennt zwar die Bemü-
hungen der Bundesregierung an, die in der Aufstok-
kung des Verpflichtungsrahmens 1990 zum Ausdruck 
kommen. Für die Folgejahre werden aber nach Auf-
fassung des Bundesrates bestehende Wohnungsver-
sorgungsengpässe — verschärft durch den starken 
Zustrom von Aussiedlern, Übersiedlern und Asylbe-
werbern — nicht ohne deutliche Aufstockungen der 
Fördermittel gelöst werden können. 

Auch bei infrastrukturellen Maßnahmen, vor allem im 
Verkehrsbereich sollten die Finanzierungsmittel be-
darfsgerecht erhöht werden. So ergeben sich beim 
Bundesfernstraßenbau, bedingt durch stetig größer 
werdende Anteile für die Erhaltung, Finanzierungs-
engpässe für dringend notwendige Neubaumaßnah-
men.  
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